173 Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 21 Ausgegeben Danzig, den 26. März 1932 
Inhalt: Verordnung über die Erhebung einer Grundvermögenſ teuerer 4 S. 173 
Verordnung zur Durchführung einer vereinfachten Veranlagung des Einkommens nichtbuchführender 
Landwirte für das Kalenderjahr 191ũ11i1111 k „/%u::b . 185 
46 Verordnung 


über die Erhebung einer Grundvermögenſtener. 
Vom 24. 3. 1932. 
Auf Grund des § 1 Ziffer 10 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. 9. 1931 (Gef. Bl. S. 719) wird 
folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
8 1 
81 Rahmengef.*) Die Grundvermögenſteuer wird als Gemeindeſteuer nach Maßgabe der Vor⸗ 
ſchriften dieſer Verordnung von landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen und gärtne⸗ 
riſchen Betrieben und von allen ſonſtigen Grundſtücken erhoben. 


Erſter Abſchnitt 


Steuerpflicht 
8 2 
$ 2 Rahmengeſ. (1) Steuergegenſtand iſt jeder landwirtſchaftliche, forſtwirtſchaftliche und gärt⸗ 
neriſche Betrieb (SS 3 bis 5) und jedes Grundſtück ($ 6), ſoweit fie fic) auf das Inland 


erſtrecken. 

(2) Erſtreckt ſich der Steuergegenſtand auf mehrere Gemeinden, ſo unterliegt 
er der Grundvermögenſteuer in der Gemeinde inſoweit, als er ſich auf die Gemeinde 
erſtreckt. 

f § 3 
§ 28 R. Bew.G.**) (1) Zu einem landwirtſchaftlichen Betrieb im Sinne des § 2 Abſ. 1 gehören 
alle Teile (insbeſondere Grund und Boden, Gebäude, ſtehende und umlaufende Be⸗ 
triebsmittel, Nebenbetriebe und Sonderkulturen) einer wirtſchaftlichen Einheit, die 
dauernd einem landwirtſchaftlichen Hauptzweck dient. Als Landwirtſchaft gilt auch 
die Fiſchzucht. 

(2) Als Teile des landwirtſchaftlichen Betriebes gelten nicht: Danziger und 
ausländiſche Zahlungsmittel, Geldforderungen, Wertpapiere und Geldſchulden, ſowie 
ein über den Normalbeſtand hinausgehender Beſtand (Überbeſtand) an nichtſtehenden 
(umlaufenden) Betriebsmitteln. Als normaler Beſtand an umlaufenden Betriebsmitteln 
gilt ein ſolcher, der zur Fortführung des Betriebes bis zum Beginn der nächſten Ernte 
erforderlich iſt; bei der Ermittlung des zur Fortführung des Betriebes bis zum Beginn 
der nächſten Ernte erforderlichen Beſtandes ſind die in dieſer Zeit eingehenden Ein- 
nahmen nicht zu berückſichtigen. 

(3) Als landwirtſchaftliche Betriebe gelten auch die Berechtigungen, die den 
Vorſchriften des bürgerlichen Rechts über Grundſtücke unterliegen, ſofern ſie eine 
landwirtſchaftliche Nutzung zum Gegenſtand haben 6. B. das Erbpachtrecht). Als 
Wert der dem Eigentümer des Grund und Bodens gehörigen wirtſchaftlichen Einheit 

Be gilt der Wert diefer Einheit abzügl. des Wertes der Berechtigung. 


) Deutſches Grundſteuer-Rahmengeſetz vom 1. 12. 1930 (Reichsgeſetzblatt I S. 531). 
**) Reichsbewertungsgeſetz vom 22. 5. 1931 (Reichsgeſetzblatt I. S. 222). 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 3. 4. 1932.) 


8 29 R. Bew. G. 


§ 54 R. Bew. G. 


§ 26 R. Bew. G. 


§ 3 Rahmengeſ. 
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8 4 

(1) In den landwirtſchaftlichen Betrieb ſind auch ſolche Grundſtücksflächen ein- 
zubeziehen, die anderen als landwirtſchaftlichen Zwecken dienen, ſofern durch die Zu⸗ 
gehörigkeit dieſer Flächen zu dem landwirtſchaftlichen Betriebe der landwirtſchaftliche 
Hauptzweck des Betriebes nicht weſentlich beeinflußt wird; dies gilt nicht für ſolche 
Flächen, die als ſelbſtändige Betriebe oder Teile von ihnen anzuſehen ſind. 

(2) In den landwirtſchaftlichen Betrieb ſind Betriebsmittel, die der Bewirt⸗ 
ſchaftung des Betriebes dienen, auch dann einzubeziehen, wenn ſie nicht dem Eigentümer 
des Grund und Bodens gehören; dies gilt entſprechend für Gebäude, die auf dem 
einem landwirtſchaftlichen Betriebe dienenden Grund und Boden errichtet ſind, aber 
dem Eigentümer des Grund und Bodens nicht gehören. In den Fällen des Satzes 1 
iſt der Geſamtwert des landwirtſchaftlichen Betriebes auf die beteiligten Eigentümer 
nach dem Verhältnis ihrer Beteiligung am Geſamtwert zu verteilen. 

(3) In den landwirtſchaftlichen Betrieb kann der Anteil des Eigentümers an 
anderen Flächen einbezogen werden, ſofern er mit dem Betrieb zuſammen bewirt⸗ 
ſchaftet wird. 

N) 

Die Vorſchriften der 88 3 und 4 gelten entſprechend auch für die gärtneriſchen 

und forſtwirtſchaftlichen Betriebe. 
§ 6 

(1) Zu einem Grundſtück im Sinne des § 2 Abſ. 1 gehört der Grund und 
Boden einſchließlich der Beſtandteile (insbeſondere Gebäude) und des Zubehörs, 
jedoch ohne Einbeziehung der zu einer Betriebsanlage verwendeten Maſchinen und 
ſonſtigen Vorrichtungen aller Art, auch, wenn dieſe weſentliche Beſtandteile ſind. 
Satz 1 gilt nicht für den Grund und Boden, der zu einem landwirtſchaftlichen, forſt⸗ 
wirtſchaftlichen, gärtneriſchen Betriebe gehört. Als Grundſtück im Sinne dieſer Ver⸗ 
ordnung gilt jede wirtſchaftliche Grundſtücks⸗Einheit. 

(2) Den Grundſtücken gleich ſtehen die Berechtigungen, die den Vorſchriften des 
bürgerlichen Rechts über Grundſtücke unterliegen, ſoweit ſie nicht zu einem land⸗ 
wirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Betriebe gehören. Als Wert 
der dem Eigentümer des Grund und Bodens gehörenden wirtſchaftlichen Einheit 
gilt der Wert dieſer Einheit abzügl. des Wertes der Berechtigung. 

(3) Den Grundſtücken ſtehen ferner gleich Gebäude, die auf einem fremden Grund 
und Boden errichtet ſind, auch wenn ſie weſentliche Beſtandteile geworden ſind. 


N 8 7 
Die Zurechnung mehrerer Gegenſtände zu einer wirtſchaftlichen Einheit wird 
nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die Gegenſtände zum Teil dem einen, zum Teil 


dem anderen Ehegatten gehören. Satz 1 findet entſprechende Anwendung, wenn die 
Gegenſtände zum Teil zum Geſamtgut einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft, zum 


Teil dem überlebenden Ehegatten perſönlich gehören. 
. § 8 
(1) Bon der Steuer find befreit: 


1. Steuergegenſtände, die von der Freien Stadt Danzig, den Gemeinden (Ger . 


meindeverbänden) oder von ſonſtigen inländiſchen Körperſchaften oder Anſtalten 
des öffentlichen Rechts ihrem Hauptzweck nach unmittelbar zu einem öffentlichen 
Dienſt oder Gebrauch benutzt werden. Iſt der Steuergegenſtand der Körperſchaft, 
Stiftung oder Anſtalt von einem Dritten zur Verfügung geſtellt, ſo tritt die 
Befreiung nur dann ein, wenn dies unentgeltlich geſchieht. Dieſe Beſchränkung 
gilt nicht, wenn der Grundbeſitz im Eigentum einer anderen Körperſchaft, Stif- 
tung oder Anſtalt der in Satz 1 bezeichneten Art ſteht; 

2. Steuergegenſtände, die von den in Nr. 1 bezeichneten Körperſchaften, Stiftungen 
oder Anſtalten ausſchließlich und unmittelbar für gemeinnützige oder mildtätige 
Zwecke benutzt werden; das gleiche gilt für Steuergegenſtände, die in dieſer Weiſe 
von ſolchen inländiſchen Körperſchaften, Perſonenvereinigungen oder Vermögens“ 


maſſen benutzt werden, die nach der Satzung, Stiftung oder ſonſtigen Verfaſſung 


3 5 Rahmengeſ. 
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ausſchließlich und unmittelbar gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken dienen. 
Satz 1 gilt entſprechend für Steuergegenſtände, die von einer Religionsgeſellſchaft 
des öffentlichen Rechts ausſchließlich für ihre Zwecke unmittelbar benutzt werden. 
Iſt der Steuergegenſtand der Körperſchaft, Stiftung, Anſtalt, Perſonenvereini⸗ 
gung, Vermögensmaſſe oder Religionsgeſellſchaft des öffentlichen Rechts von 
einem Dritten zur Verfügung geſtellt, jo tritt die Befreiung nur dann ein, 
wenn dies unentgeltlich geſchieht. Die Vorausſetzungen, unter denen ein Zweck 
als gemeinnützig oder mildtätig im Sinne des Satzes 1 anzuſehen iſt, beſtimmt 
der Senat; 

3. dem öffentlichen Verkehr dienende Wege, Straßen, Brücken, Plätze leinſchließlich 
der Flughäfen und Verkehrslandeplätze ohne die bebauten Teile), ſowie die 
fließenden Gewäſſer (Flüſſe, Bäche und dergl.), die Deiche, die im öffentlichen 
Intereſſe unterhaltenen Anlagen der Be- und Entwäſſerungsverbände, die An⸗ 
landungen, deren Nutzung kraft Geſetzes der zur Unterhaltung des Waſſerlaufs 
verpflichteten Körperſchaft des öffentlichen Rechts zuſteht, und die öffentlichen 
Beſtattungsplätze; 

4. Steuergegenſtände im Eigentum eines fremden Staates, die von diplomatiſchen 
Vertretungen oder Konſulaten dieſes Staates für ihre Zwecke unmittelbar be⸗ 
nutzt werden, ſofern Gegenſeitigkeit gewährt wird. 

(2) Soweit Grundſtücke Wohnzwecken dienen, ſind ſie nicht als zu einem öffent⸗ 
lichen Dienſt oder Gebrauch (Abſ. 1 Ziffer 1) oder zu gemeinnützigen oder mildtätigen 
Zwecken oder zu Zwecken einer Religionsgeſellſchaft (Abſ. 1 Ziff. 2) benutzt anzuſehen. 

Dies gilt nicht: 

1. Für Kaſernenquartiere und Bereitſchaftsräume der Schutzpolizei, ſowie für Woh⸗ 
nungen, die mit den Kaſernenquartieren oder den Bereitſchaftsräumen zuſammen⸗ 
hängen oder in ihrer Nähe liegen und Angehörigen der Schutzpolizei im dienſt⸗ 
lichen Intereſſe zugewieſen worden find; 

2. für Räume zur Unterbringung von Kranken, Gebrechlichen und ſonſtigen hilfs⸗ 
und ſchutzbedürftigen Perſonen in Altersheimen, Kranken-, Pflege⸗ und ähnlichen 
Anſtalten, einſchl. der Schlaf- und Aufenthaltsräume des Pflegeperſonals, ſofern 
im übrigen die Vorausſetzungen des Abſ. 1 Ziff. 1 und 2 gegeben ſind. 


(3) Liegen die Vorausſetzungen der Befreiung nur für einen Teil des Grund⸗ 
beſitzes vor, ſo gilt die Befreiung nur für dieſen Teil. 

(4) Maßgebend für die Anwendung der Abſätze 1 bis 3 ſind die Verhältniſſe 
bei Beginn des Veranlagungszeitraumes ($ 38). 5 

(5) Die durch § 2 Ziff. 1 des Geſetzes über die Steuerbefreiung zur Erleichterung 
des Wohnungsbaus vom 9. 12. 1925 (G. Bl. S. 379) und auf Grund des Geſetzes 
vom 8. 1. 1926 zur Anderung des Kommunalabgabengeſetzes in der Faſſung der 
Verordnung vom 30. 1. 1931 gewährten Steuerbefreiungen und Erleichterungen 
werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 


§ 9 

(1) Steuerſchuldner ijt der Eigentümer. Für grundſtücksgleiche Berechtigungen 
iſt Steuerſchuldner der Berechtigte. Iſt ein Gebäude in Ausübung eines Rechts an 
einem fremden Grundſtück oder nur zu einem vorübergehenden Zweck auf fremden 
Grund und Boden errichtet worden, ſo iſt Steuerſchuldner des auf den Grund und 
Boden entfallenden Steuerbetrages der Eigentümer des Grund und Bodens, Steuer- 
ſchuldner des auf das Gebäude entfallenden Steuerbetrages der Eigentümer des Ge- 
bäudes; dies gilt entſprechend, wenn ein Gebäude in Ausübung eines Miet⸗, Pacht⸗ 
oder ſonſtigen Rechtsverhältniſſes auf fremdem Grund und Boden errichtet iſt, auch 
wenn es weſentlicher Beſtandteil geworden iſt. Gehören die Betriebsmittel oder Ge⸗ 
bäude eines landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Betriebes einem 
andern, als dem Eigentümer des Grund und Bodens, ſo iſt Steuerſchuldner für den 
geſamten Betrieb der Eigentümer des Grund und Bodens. Der Eigentümer des Grund 
und Bodens iſt jedoch vorbehaltlich abweichender Vereinbarung der Vertragsgegner 
berechtigt, von dem Eigentümer der Betriebsmittel oder Gebäude Erſatz der anteiligen 
Steuer zu verlangen. Eine Verteilung der Steuer oder Beſteuerungsgrundlage auf 
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die beteiligten Eigentümer durch die Steuerbehörde findet aus dieſem Anlaß nicht 
Hort ſtatt. Maßgebend für die Anwendung der Sätze 1 bis 4 find die Verhältniſſe bei 
i Beginn des Veranlagungszeitraumes (§ 38). 

(2) Geht der Steuergegenſtand in das Eigentum einer anderen Perſon über, 
ſo iſt Steuerſchuldner bis zum Ende des Kalendervierteljahres, in dem der Wechſel 
eingetreten ijt, der bisherige Eigentümer, von dem Beginn des folgenden Kalender⸗ 
vierteljahres an der Erwerber. Der Erwerber hat den bisherigen Eigentümer für die 
von dieſem auf die Zeit nach dem Übergang des Eigentums entrichtete Steuer ſchadlos 
zu halten, ſoweit nicht etwas anderes vereinbart iſt. Satz 1, 2 gelten entſprechend beim 
Wechſel der in Abſ. 1 Satz 2 bis 4 bezeichneten Perſonen. 

(3) Sind an dem Steuergegenſtand mehrere gemeinſchaftlich berechtigt (3. B. zu 
Bruchteilen oder zur geſamten Hand), ſo haften ſie als Geſamtſchuldner. Ferner haften 
als Geſamtſchuldner für die Steuerſchuld des Eigentümers oder der Berechtigten der 
Nutznießer und der Nießbraucher des Steuergegenitandes; beim Erbbaurecht, ſofern 
dieſes ausgeübt wird, haftet als Geſamtſchuldner für die Steuerſchuld des Eigentümers 
auch der Erbbauberechtigte. 

§ 10 


§ 6, Rahmengeſ. Die Grundvermögenſteuer ruht auf dem Steuergegenſtand als öffentliche Laſt. 


Zweiter Abſchnitt 
Beſteuerungsgrundlage und Steuerſatz 
8 i 
§ 7 Rahmengeſ. Beſteuerungsgrundlage iſt der nach den Vorſchriften der SS 13 bis 37 dieſer 
nd a dh Verordnung für den Steuergegenſtand feſtgeſtellte und auf volle Hundert nach unten 
1 NO abgerundete Steuerwert. 
Br 8 712 
§ 8 Rahmengeſ. ) Die Höhe der Grundvermögenſteuer wird von den Gemeinden kraft eigenen 
ee OR Rechts jeweils durch Beſtimmung des Steuerſatzes feſtgeſetzt. Für die Beſtimmung 
des Steuerſatzes gelten folgende Grundſätze: ; 

(2) Der Steuerſatz ijt in Tauſendſteln des Steuerwertes auszudrücken und durch 
Steuerordnung bekannt zu geben. Er kann für ein oder mehrere volle Rechnungsjahre 
oder für unbeſtimmte Zeit beſtimmt werden. Der für unbeſtimmte Zeit beſtimmte 

i Steuerſatz gilt ohne weiteres für ein ſpäteres Rechnungsjahr, wenn nicht vor dem 
; Beginn dieſes Rechnungsjahres eine Abänderung beſchloſſen iſt. Als Rechnungsjahr 
ii! aaailꝗq der Zeitraum vom 1. April bis 31. März. Eine nachträgliche Erhöhung des für 
ein Rechnungsjahr feſtgeſetzten Steuerſatzes iſt nur mit Genehmigung der Auflichts- 

behörde zuläſſig. 

(3) Eine Abſtufung des Steuerſatzes (3. B. nach Wert oder Größe) iſt aus— 
geſchloſſen, jedoch kann für landwirtſchaftliche, forſtwirtſchaftliche und gärtneriſche Be— 
triebe ein niedrigerer Steuerſatz als für Grundſtücke beſtimmt werden. 

(4). Die gemäß Abſ. 1 beſchloſſenen Steuerordnungen bedürfen einer Geneb- 
migung durch die Aufſichtsbehörde nach dem Kommunalabgabengeſetz inſoweit, als 
der Steuerſatz eine vom Senat zu beſtimmende Grenze überſteigt. 


Dritter Abſchnitt 
Feſtſtellung des Steuerwertes 
l. Bewertungsgrundſätze 
A) Landwirtſchaftliche, forſtwirtſchaftliche und gärtneriſche Betriebe. 
§ 13 


9.30 R. Bew. G. Für landwirtſchaftliche, forſtwirtſchaftliche und gärtneriſche Betriebe gelten die 
nga ge! Grundſätze des Steuergrundgeſetzes über die Bewertung nach Ertragswerten. Der 
Senat ijt auf Vorſchlag des Bewertungsbeirates berechtigt, abweichend von den 


Vorſchriften des § 147 Abi. 2 des Steuergrundgeſetzes für jeden Hauptfeſtſtellungs“ 


vun 


§ 31 R. Bew. G. 


8 32 R. Bew. G. 


833 R. Bew. G. 


34 R. Bew. G. 
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zeitraum zu beſtimmen, mit welcher Zahl der Reinertrag zur Ermittlung des Ertrags- 
wertes zu vervielfältigen iſt. 
§ 14 

Bei der Feſtſtellung des Steuerwertes der in 8 13 genannten Betriebe ſind hin⸗ 
ſichtlich der Größe des Betriebes und des Umfanges der ſtehenden Betriebsmittel die 
Verhältniſſe am Feſtſtellungspunkt zugrunde zu legen. Im übrigen iſt der Stand am 
30. Juni des Jahres maßgebend, an deſſen Schluß der Feſtſtellungszeitpunkt liegt. 


§ 15 

(1) Für die Feſtſtellung der nachhaltigen Ertragsfähigkeit der in $ 13 genannten 
Betriebe können Grundſtücksflächen, die nicht landwirtſchaftlich genutzt werden oder anderen 
als landwirtſchaftlichen Zwecken dienen, aber in den Landwirtſchaftsbetrieb einzu⸗ 
beziehen find ($ 4 Abſ. 1), nach näherer Beſtimmung des Senats geſondert bewertet 
werden. Satz 1 gilt entſprechend für landwirtſchaftlich genutzte Grundſtücksflächen eines 
Betriebes, für die betriebswirtſchaftliche Selbſtändigkeit angenommen werden kann 
oder deren Ertragsfähigkeit von der Ertragsfähigkeit der übrigen weſentlich abweicht. 


(2) Der für den Betrieb anzuſetzende Wert darf nicht geringer ſein als der gemeine 


Wert, der ſich nach § 22 für die bebauten Grundſtücksteile ergeben würde. 


§ 16 
Um für die Bewertung aller in § 13 genannten Betriebe innerhalb des Gebietes der 
Freien Stadt Danzig die Gleichmäßigkeit zu ſichern und durch feſtſtehende Ausgangs⸗ 
punkte die Grundlagen zu ſchaffen, werden beſtimmte Betriebe (Vergleichsbetriebe) 
nach beſonders eingehender Prüfung durch den Bewertungsbeirat ($ 18) nach Maßgabe 
der Ziff. 1 bis 5 vorweg bewertet. 

1. Für die Vergleichsbetriebe wird das Verhältnis feſtgeſtellt, in dem ſie nach ihrer 
Ertragsfähigkeit, auf die Flächeneinheit bezogen, zu einander ſtehen. 

2. Das Verhältnis, in dem die Vergleichsbetriebe nach ihrer Ertragsfähigkeit, auf 
die Flächeneinheit bezogen, zu einander ſtehen, iſt in Hundertſätzen auszudrücken, 
wobei der Vergleichsbetrieb größter Ertragsfähigkeit im Gebiet der Freien Stadt 
Danzig (Spitzenbetrieb) gleich Hundert zu ſetzen üt. 

3. Zugepachtete Flächen, die zuſammen mit einem. Vergleichsbetrieb bewirtſchaftet 
werden, können bei der Feſtſtellung des Verhältniſſes mitberückſichtigt werden. 

4. Bei der Feſtſtellung der Verhältniszahlen ſind hinſichtlich der Bodengüte, Boden⸗ 
lage, klimatiſchen Verhältniſſe, Hoflage, Geſchloſſenheit oder Zerſplitterung des 
Betriebes, Verkehrs- und Abſatzverhältniſſe ſowie Verhältniſſe des Arbeitsmarkts 
die tatſächlichen Verhältniſſe zu grunde zu legen. Hinſichtlich der übrigen Umſtände, 
die die Ertragsfähigkeit beeinfluſſen können, ſind ohne Rückſicht auf die tatſächlichen 
Verhältniſſe ſolche zu unterſtellen, die in der betreffenden Gegend für die Be- 
wirtſchaftung als regelmäßig anzuſehen jind; dies gilt insbeſondere hinſichtlich des 
Beſtandes an Gebäuden, Betriebsmitteln, Nebenbetrieben, Sonderkulturen und 
der Betriebsgröße. 

5. Bei der Feſtſtellung der Verhältniszahlen ſollen u. a. auch die Anhaltspunkte 
verwertet werden, die für die Ermittlung der Ertragsfähigkeit vorhanden ſind 
(Grundſteuerreinertrag, Landſchaftstaxen u. dgl.). 


8 17 


Zur Feſtſtellung des Steuerwertes werden alle in § 13 genannten Betriebe in Ertrags⸗ 
wertklaſſen und Nahmenſätze eingereiht (unten Ziff. 1). In beſonderen Fällen werden 
an dem durch die Einreihung ermittelten Wert (Einreihungswert) Ab- oder Zuſchläge 


angebracht (unten Ziff. 2). 

1. a) Für die Einreihung der Betriebe werden für jeden Hauptfeſtſtellungszeitraum 
durch eine vom Senat zu erlaſſende Rechtsverordnung mit rechtsverbindlicher 
Kraft Ertragswertklaſſen ſowie Höchſt- und Mindeſtwerte für eine Flächen⸗ 
einheit der in die Ertragswertklaſſen fallenden Betriebe (Rahmenſätze) auf⸗ 
geſtellt. 


— 
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§ 35 R. Bew. G. 


§ 36 R. Bew. G. 
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b) Für die Einreihung des Spitzenbetriebes ($ 16 Ziff. 2) iſt der höchſte 


Rahmenſatz der höchſten Ertragswertklaſſe (Buchſt. a) maßgebend. Die 
übrigen Vergleichsbetriebe ſind auf Grund der gemäß § 16 aufgeſtellten Ver— 
hältniszahlen einzureihen. Vergleichsbetriebe, bei denen bei der Feſtſtellung 
der Verhältniszahlen zugepachtete Flächen mitberückſichtigt ſind (§ 16 Ziff. 3), 
werden unter Ausſchluß dieſer Flächen wie alle anderen Betriebe eingereiht 
(unten Buchſt. c). g 

c) Die Einreihung aller anderen Betriebe (außer den Vergleichsbetrieben, 
Buchſt. b) hat entſprechend dem Verhältnis ihrer Ertragsfähigkeit zu der 
der Vergleichsbetriebe zu erfolgen. Für die Einreihung dieſer Betriebe 
gelten dieſelben Grundſätze, die für die Feſtſtellung der Verhältniszahlen 
maßgebend ſind (§ 16 Ziff. 4, 5). 

2. Die Anbringung von Ab- und Zuſchlägen am Einreihungswert kommt lediglich 
bei denjenigen Betrieben in Betracht, bei denen hinſichtlich der in § 16 Ziff. 4 
S. 2 bezeichneten Ertragsbedingungen die tatſächlichen Verhältniſſe von den 
bei der Feſtſtellung der Verhältniszahlen oder bei der Einreihung unterſtellten 
regelmäßigen weſentlich abweichen ($ 16 Abſ. 4 S. 2), und nur dann, wenn die 
Abweichung zu einer weſentlichen Minderung oder Steigerung der Ertragsfähigkeit 
führt. Der Ab- oder Zuſchlag iſt entſprechend der durch die Abweichung begrün— 
deten Minderung oder Steigerung der Erxtragsfähigkeit zu bemeſſen. Hinſichtlich 
der umlaufenden Betriebsmittel kommen lediglich Abſchläge in Frage (bei Vor— 
liegen eines Unterbeſtandes); dem Vorliegen eines Überbeſtandes wird nicht durch 
Zuſchläge Rechnung getragen. 


§ 18 
(1) Zur Sicherung einer wirkſamen und gleichmäßigen Durchführung der Wert— 
ermittlung für die landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen und gärtneriſchen Betriebe 
wird dem Landesſteueramt ein Bewertungsbeirat zur Seite geſtellt. 


(2) Der Bewertungsbeirat beſteht aus: 
1) 1 Beamten der Steuerverwaltung als Vorſitzenden, 
2) 1 weiteren Beamten oder Angeſtellten der Steuerverwaltung, 
3) 1 Beamten der Kataſterverwaltung, a 
4) 1 Mitglied des Landwirtſchaftlichen Inſtituts der Techniſchen Hochſchule, 
5) 1 Mitglied des geologiſchen Inſtituts der Techniſchen Hochſchule, 
6) 6 erfahrenen praktiſchen Landwirten. 

(3) Die Ernennung der Mitglieder erfolgt durch den Senat, und zwar die Er— 
nennung der unter Abſ. 2 Ziff. 6) genannten Mitglieder nach Einholung von Vor— 
ſchlägen des Landbundes. Die Ernennung der Mitglieder des Bewertungsbeirats 
erfolgt jeweils auf die Dauer eines Hauptfeſtſtellungszeitraumes. Wiederberufung 
iſt zuläſſig. Im Falle des Ausſcheidens eines Mitgliedes iſt vom Senat ein anderes 
Mitglied für die noch laufende Berufungszeit zu ernennen. 

(4) Für jedes Mitglied iſt in derſelben Weiſe ein Stellvertreter zu ernennen. 


(5) Die Mitglieder haben, ſoweit ſie nicht Angehörige der Steuerverwaltung 
ſind, bei Eintritt in ihre Tätigkeit dem Vorſitzenden durch Handſchlag an Eidesſtatt 
zu geloben, bei den Verhandlungen des Bewertungsbeirats ohne Anſehen der Perſon 
nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen zu verfahren und die Verhandlungen ſowie die 
hierbei zu ihrer Kenntnis gelangenden Verhältniſſe ſtreng geheim zu halten und Ge— 
ſchäfts- und Betriebsgeheimniſſe nicht unbefugt zu verwerten. Die Geheimhaltungs— 
pflicht erſtreckt ſich nicht auf die ausdrücklich bekannt gegebenen Beſchlüſſe. Die 88 13 
und 382 Steuergrundgeſetzes finden entſprechende Anwendung. Bei Wiederberufung 
genügt die Verweiſung auf die früher abgegebene Verſicherung. 


§ 19 
(1) Das Landesſteueramt führt die Geſchäfte des Bewertungsbeirats. Der 
Bewertungsbeirat iſt beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden mindeſtens 6 Mit- 
glieder anweſend ſind, wovon 3 zu den unter § 18 Abſ. 2 Ziff. 6 aufgeführten 
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praktiſchen Landwirten gehören müſſen. Bei Beſchlußunfähigkeit iſt die Einberufung 
einer neuen Sitzung mit der gleichen Tagesordnung nach früheſtens 10 Tagen zu⸗ 
läſſig. Dieſe Sitzung iſt ohne weiteres beſchlußfähig. Bei Ausbleiben eines Mit⸗ 
gliedes gilt ſinngemäß der § 56 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. Ver Vorſitzende 
entſcheidet. Über die Beſchwerde gegen die Entſcheidung des Vorſitzenden entſcheidet 
der Bewertungsbeirat endgültig. 

(2) Der Vorſitzende leitet die Verhandlung des Bewertungsbeirats. Bei Ab- 
ſtimmung entſcheidet Stimmenmehrheit. Der Vorſitzende ſtimmt mit. Bei ⸗Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet ſeine Stimme. Bilden ſich bei der Frage der Bewertung von Be— 
trieben mehr als zwei Meinungen, ſo werden die Stimmen, die für die höchſte Bewertung 
abgegeben ſind, den Stimmen hinzugezählt, die für die nächſtniedrigere Bewertung 
abgegeben ſind, bis ſich eine Mehrheit findet. 

(3) Der Bewertungsbeirat iſt berechtigt, überall im Gebiet der Freien Stadt 
Danzig Amtshandlungen vorzunehmen. § 169 Steuergrundgeſetzes gilt entſprechend. 

(4) Die Amtshandlungen des Bewertungsbeirats ſind nicht öffentlich. Beauf— 
tragte des Senats der Freien Stadt Danzig und des Landesſteueramts ſind berechtigt, 
an den Amtshandlungen teilzunehmen. Der Bewertungsbeirat kann nach eigenem 
Ermeſſen Sachverſtändige und Mitglieder von landwirtſchaftlichen Berufsvertretungen 
hören. Bei der Veranlagung des gärtneriſchen und forſtwirtſchaftlichen Vermögens 
ſollen in jedem Falle geeignete Sachverſtändige, die über allgemeine Sachkunde auf dem 
Gebiet der forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Betriebe verfügen, mitwirken. Auf die 
Sachverſtändigen finden die 88 13 und 382 Steuergrundgeſetzes entſprechende An— 
wendung. 

(5) Der Senat beſtimmt die Geſchäftsordnung des Bewertungsbeirats und die 
Entſchädigung der nichtbeamteten Mitglieder und ihrer Vertreter, auf die Entſchädi— 
gung der beamteten Mitglieder finden die Vorſchriften Anwendung, die für die Ent⸗ 


ſchädigung von Staatsbeamten der entſprechenden Gehaltsgruppen bei Dienſtreiſen 
maßgebend ſind. 


§ 20 

(1) Der Bewertungsbereit hat die Aufgabe, 

a) den Spitzenbetrieb und die Vergleichsbetriebe endgültig zu beſtimmen, ſowie die 
Verhältniszahlen der Vergleichsbetriebe endgültig feſtzuſtellen ($ 16) und ihre 
Steuerwerte vorzuſchlagen; 

b) vor Verabſchiedung der Rechtsverordnung über die Ertragswertklaſſen und 
Rahmenſätze ($ 17 Ziffer 1a) ſich gutachtlich über die in Ausſicht genommene 
Regelung zu äußern; 

c) für beſtimmte Veranlagungsbezirke des Freiſtaates (§ 29) die Ertragswertklaſſen 
oder Rahmenſätze endgültig zu beſtimmen, die für den einzelnen Bezirk vorwiegend 
in Betracht kommen. 

d) Anregungen im Sinne des § 24 Abſ. 2 Satz 2 zu geben. 

(2) Die gemäß Abſ. 1 Buchſt. a) und c) gefaßten Beſchlüſſe des Bewertungs» 
beirates werden nach näherer Beſtimmung des Senats bekannt gegeben. Durch die 
Bekanntgabe erhalten die Beſchlüſſe für den Hauptfeſtſtellungsraum rechtsverbindliche 
Kraft. War der Wert des Vergleichsbetriebes bereits vor der Feſtſtellung der Ver⸗ 
hältniszahlen feſtgeſetzt, ſo gilt die Feſtſtellung des Steuerwertes als nicht erfolgt. 
Die bekanntgegebenen Beſchlüſſe können nicht zurückgenommen oder geändert werden. 
Schreibfehler, Rechenfehler oder ähnliche offenbare Unrichtigkeiten können auch nach der 
Bekanntgabe berichtigt werden. 

(3) Im übrigen berät und unterſtützt der Bewertungsbeirat den Senat bei den 
Maßnahmen zur Sicherung der Gleichmäßigkeit der Bewertung innerhalb des Ge- 
bietes der Freien Stadt Danzig. Er iit ferner zuſtändig für Erſtattung von Sachver⸗ 
jtandigen-Gutadten im Rahmen des Berufungsverfahrens, ſoweit es von Fall zu Fall 
von den Verwaltungsgerichten oder deren Vorſitzenden für erforderlich gehalten wird. 


§ 21 
Auf die Bewertung der im § 3 Abſ. 3 bezeichneten Berechtigungen finden die 
§§ 16 bis 20 keine Anwendung. | 
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3 5 „ B) Für ſonſtige Grundſtücke 

Be: § 22 

ir Die Grundjtiide im Sinne des § 6 find mit dem gemeinen Wert (§ 145 
= des Steuergrundgeſetzes) nach beſonderen Richtlinien zu bewerten, die der Senat mit 
. rechtsverbindlicher Kraft durch Rechtsverordnung für jeden Hauptfeſtſtellungszeitraum 
. feſtzuſetzen hat. 

‘ea In dieſen Richtlinien iſt anzuordnen: 

ER 1. welche objektiven Merkmale bei der Ermittlung des gemeinen Wertes zu berüd-- 
Fr | jidtigen find. Als ſolche objektiven Merkmale kommen insbeſondere in Frage: 
= a) der in den letzten Jahren für das Grundſtück gezahlte Kaufpreis, 

* b) der Ertrag des Grundſtücks, 

* c) die Summe der Jahresrohmieten des Grundſtücks, 

a d) der Friedenswert des Grunditüds. 

= ; 2. welche objektiven Merkmale für die einzelnen Arten von Grundſtücken (3. B 
Bi: zwangsbewirtſchaftete und zwangswirtſchaftsfreie Grundſtücke, Wohngrundſtücke 
= und gewerblich genutzte Grundſtücke, bebaute und unbebaute Grundſtücke, ſelbſt⸗ 
1 benutzte und vermietete Grundſtücke) bei der Ermittlung des gemeinen Wertes 


Pees 


oo 


heranzuziehen Jind, 

daß, abgeſehen von der Zugrundelegung des Kaufpreiſes (itt. la), die Ermitt- 
lung des gemeinen Wertes für Grundjtiide der gleichen Art nach dem gleichen 
objektiven Merkmal zu erfolgen hat. 


8.28 
856 R. Bew. G. (1) Grundſtücke, die nach ihrer Lage und den ſonſtigen obwaltenden Ver— 
hältniſſen, insbeſondere mit Rückſicht auf die beſtehenden Verkehrsmöglichkeiten, als 
Bauland oder als Land für Verkehrszwecke anzuſehen ſind oder bei denen anzunehmen 
iſt, daß ſie in abſehbarer Zeit anderen als landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen 
oder gärtneriſchen Zwecken dienen werden, ſind mit dem gemeinen Wert auch dann zu 
bewerten, wenn ſie am Bewertungsſtichtage landwirtſchaftlich, forſtwirtſchaftlich oder 
gärtneriſch benutzt werden. 
(2) Der für bebaute Grundſtücke anzuſetzende Wert darf nicht geringer fein als 
der Wert, mit dem der Grund und Boden allein zu bewerten iſt. 


II. Vorſchriften über das Verfahren 
§ 24 
§ 22 R. Bew. G. (1) Die Feſtſtellung des Steuerwertes wird nach dem Stand an einem be- 
ſtimmten Zeitpunkte (Feſtſtellungszeitpunkt) vorgenommen. 

(2) Die allgemeine Feſtſetzung der Steuerwerte (Hauptfeſtſtellung) wird nach 
dem Stande vom Schluß des 31. Dezember (Hauptfeſtſtellungszeitpunkt) in Zeit⸗ 
abſtänden von je 3 Jahren vorgenommen. Der Senat kann beſtimmen, daß die Haupt⸗ 
feſtſtellung in kürzeren oder längeren als den in Satz 1 bezeichneten Zeitabſtänden vor⸗ 
genommen wird. Die Beſtimmung kann auf eine einzelne der beiden in § 2 Abſ. 1 
aufgeführten Gruppen von Steuergegenſtänden beſchränkt werden. 

(3) Die außerhalb der Hauptfeſtſtellung erforderlichen Feſtſtellungen von Steuer- 
werten (Neufeſtſtellung, Nachfeſtſtellung) werden nach dem Stand an dem in $ 26 
Abi. 2, § 27 Abi. 2 bezeichneten Feſtſtellungszeitpunkt vorgenommen. \ 


§ 25 
(1) Die Hauptfeſtſtellungszeiträume im Sinne dieſer Verordnung ſind unbeſchadet 
A des § 24 Abſ. 2, Sak 2 die drei Rechnungsjahre, die dem Kalenderjahre folgen, in 
se das der Hauptfeſtſtellungszeitpunkt fällt. 
er (2) Wird nach § 24 Abſ. 2 Satz 2, 3 die Hauptfeſtſtellung in kürzeren oder 
längeren als den in $ 24 Abi. 2 Satz 1 bezeichneten Zeitabſtänden vorgenommen, 
ſo verkürzt oder verlängert ſich der Hauptfeſtſtellungszeitraum entſprechend. 
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4 


* 


i wenn jid) aus dem Stande am Schluſſe eines Kalenderjahres ergibt, daß ſich der 
Steuerwert, der an ſich für das im folgenden Kalenderjahr beginnende Rednungs- 


Bi; 8 24 R. Bew. G. (1) Eine neue Feſtſtellung des Steuerwertes (Neufeſtſtellung) wird vorgenommen, * 
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jahr maßgebend ſein würde, um mehr als den zwanzigſten Teil oder um mehr als 
25000 G verändert hat. Wertveränderungen, die auf allgemeiner Veränderung der 
Wirtſchaftsverhältniſſe beruhen, führen nicht zu einer Neufeſtſtellung. 

(2) Der Neufeſtſtellung ſind die Verhältniſſe am Schluß des Kalenderjahres zu 
Grunde zu legen, in dem die Wertveränderung eingetreten iſt; dieſer Zeitpunkt gilt 
als Feſtſtellungszeitpunkt. ; 

(3) S 14 findet entſprechende Anwendung. 


§ 27 

(1). Eine nachträgliche Feſtſtellung des Steuerwertes (Nachfeſtſtellung) wird 
vorgenommen, wenn eine wirtſchaftliche Einheit neu gegründet worden iſt oder wenn 
ein Steuergegenſtand infolge Wegfalls des bisherigen Befreiungsgrundes in die 
Steuerpflicht neu eingetreten iſt. 

(2) Der Nachfeſtſtellung ſind die Verhältniſſe am Schluſſe des Kalenderjahres 
zugrunde zu legen, in dem die Steuerpflicht eingetreten iſt. Der nach Satz 1 für die 
Nachfeſtſtellung maßgebende Zeitpunkt gilt als Feſtſtellungszeitpunkt. 


§ 28 

Die Feſtſtellung des Steuerwertes eines jeden eine wirtſchaftliche Einheit dar— 
ſtellenden Steuergegenſtandes wird ſtets einheitlich getroffen, auch wenn an ihm mehrere 
beteiligt ſind oder wenn die Gebäude oder Betriebsmittel eines landwirtſchaftlichen, 
forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Betriebes nicht ſämtlich dem Eigentümer des 
Grund und Bodens gehören. 

§ 29 

(1) Die Feſtſtellung des Steuerwertes der einzelnen landwirtſchaftlichen, forſt— 
wirtſchaftlichen und gärtneriſchen Betriebe erfolgt für das geſamte Gebiet der Freien 
Stadt Danzig durch einen einheitlichen Feſtſtellungsausſchuß. 

(2) Der Feſtſtellungsausſchuß beſteht aus 5 ſtändigen und 2 nichtſtändigen Mit⸗ 
gliedern ſowie ihren Vertretern.“ 

(3) Ständige Mitglieder ſind: 

1 Beamter der Steuerverwaltung als Vorſitzender, 
1 Beamter der Kataſterverwaltung, 

1 Landwirt aus dem Kreiſe Danziger Höhe, 

1 Landwirt aus dem Kreiſe Danziger Niederung, 
1 Landwirt aus dem Kreiſe Gr. Werder. 

(4) Nichtſtändige Mitglieder ſind 2 Landwirte, die mit den örtlichen Verhält— 
niſſen in den vom Bewertungsbeirat ($ 18) feſtzuſetzenden Veranlagungsbezirken 
näher vertraut ſind. Hui 

(5) Die ſtändigen Mitglieder des Feſtſtellungsausſchuſſes und ihre Vertreter 
werden durch den Senat für die Dauer eines Jahres, die nichtſtändigen Mitglieder 
und ihre Vertreter durch den Bewertungsbeirat für die Dauer eines Jahres ernannt. 
Zu Mitgliedern des Feſtſtellungsausſchuſſes können auch die Mitglieder des Bewer— 
tungsbeirats beſtellt werden. Für die ſtändigen landwirtſchaftlichen Mitglieder des Feſt⸗ 
ſtellungsausſchuſſes und ihre Vertreter hat der Bewertungsbeirat das Vorſchlagsrecht. 

(6) Auf den Feſtſtellungsausſchuß finden im übrigen die Vorſchriften des 
Steuergrundgeſetzes über die Steuerausſchüſſe Anwendung. 


§ 30 

(1) Die beſtſtellung des Steuerwertes der Grundſtücke im Sinne des $ 2 Abſ. 1 
erfolgt durch den für das einzelne Grundſtück örtlich zuſtändigen, nach § 20 des 
Steuergrundgeſetzes gebildeten Steuerausſchuß (Unterausſchuß). 

(2) Die Städte und Gemeinden, ſoweit letztere mehr als 10000 Einwohner 
haben, können in der erſten, nach 8 12 Abſ. 2 zu erlaſſenden Steuerordnung be— 
ſchließen, daß die Feſtſtellung des Steuerwertes für die in ihrem Bezirk gelegenen 
Grundſtücke (abweichend von Abſ. 1) durch einen beſonderen Gemeindeausſchuß vor» 


zunehmen iſt. 


(3) Der Vorſitzende dieſes Gemeindeausſchuſſes und ſein Stellvertreter, ſowie 
die Zahl der Ausſchußmitglieder iſt in der Stadtgemeinde Danzig vom Senat, in 
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den übrigen Städten durch den Magiſtrat und in den Landgemeinden durch den zu— 
ſtändigen Landrat zu beſtimmen. Den Gemeindeausſchüſſen gehören von Amts wegen 
an je ein Vertreter der Kataſterverwaltung und des Steueramtes, das für die Ver— 
anlagung zur Vermögenſteuer in dem in Frage kommenden Gemeindebezirk zuſtändig 
iſt. Das Mitglied der Kataſterverwaltung wird vom Senat, Abtl. O, das Mitglied 
des Steueramtes von deſſen Vorſteher und zwar von Fall zu Fall beſtimmt. Die 
übrigen Mitglieder der Ausſchüſſe und ihre Vertreter ſind in der Stadtgemeinde 
Danzig von der Stadtbürgerſchaft, in den übrigen Städten von der Stadtver— 
ordnetenverſammlung, in den Landgemeinden durch die Gemeindevertretung zu 
wählen. Sie müſſen mindeſtens zur Hälfte Eigentümer von Grundſtücken im Sinne 
des $ 2 Abſ. 1 fein. Auf die Rechte und Pflichten der Gemeindeausſchüſſe und ihrer 
Vorſitzenden, auf ihr Verfahren und die Stellung ihrer Mitglieder und deren Vertreter 
finden die einſchlägigen Vorſchriften des Steuergrundgeſetzes über die Steueraus— 
ſchüſſe entſprechende Anwendung. 
5 § 31 

(1) Erſtreckt ſich ein Steuergegenſtand über mehrere Gemeinden, jo hat der nach 
§ 29 oder 30 für die Veranlagung zuſtändige Ausſchuß den für die geſamte wirt— 
ſchaftliche Einheit feſtgeſtellten Steuerwert zwiſchen den beteiligten Gemeinden nach 
Maßgabe des Wertes der in den einzelnen Gemeinden gelegenen Grundftüdsteile zu 
zerlegen. Gegen die Entſcheidung des Ausſchuſſes über die Zerlegung iſt die Be— 
ſchwerde an das Landesſteueramt zuläſſig. Zur Einlegung der Beſchwerde ſind neben 
dem Steuerſchuldner im Sinne des § 9 auch die beteiligten Gemeinden befugt. 

(2) Kommen nach § 30 verſchiedene Ausſchüſſe in Betracht, jo hat die Feſt— 
ſtellung des Steuerwertes und die Zerlegung durch den Ausſchuß zu erfolgen, der 
für den wertvollſten Grundſtücksteil zuſtändig iſt. In Zweifelsfällen entſcheidet das 
Landesſteueramt endgültig, welcher Ausſchuß die Feſtſtellung und Zerlegung vorzu— 
nehmen hat. c 

§ 32 

(1) über das Ergebnis der Feſtſtellung des Steuerwertes iſt ein ſchriftlicher 
Feſtſtellungsbeſcheid, der als Steuerbeſcheid im Sinne des $ 217 Steuergrundgeſetzes 
anzuſehen iſt und mit dem Steuerbeſcheid verbunden werden kann, zuzuſtellen: 

a) den Steuerſchuldnern im Sinne des § 9 Abſ. 1. Iſt Steuerſchuldner eine Ge— 
ſellſchaft (Gemeinſchaft), ſo genügt die Zuſtellung des Feſtſtellungsbeſcheides an 
einen vertretungsberechtigten Geſellſchafter (Gemeinſchafter); 

b) den Gemeinden, in denen das Grundſtück belegen iſt, ſoweit die Feſtſtellung des 
Steuerwertes durch den Bewertungsbeirat (§ 18) den Feſtſtellungsausſchuß oder 
ſtaatliche Steuerausſchüſſe erfolgt üt; 

c) den ſtaatlichen Steuerämtern, die für den Wohnſitz der Steuerſchuldner zu— 
ſtändig ſind, ſoweit die Feſtſtellung des Steuerwertes durch die beſonderen 
Gemeindeausſchüſſe vorgenommen iſt. 


§ 33 
Sind die Vorausſetzungen des § 28 letzter Halbſatz gegeben, fo it im Feſt— 
ſtellungsbeſcheid auch eine Feſtſtellung darüber zu treffen, wer an dem feſtgeſtellten 
Betrage beteiligt iſt und wie der feſtgeſtellte Betrag ſich auf die einzelnen Betei— 
ligten verteilt. Iſt eine ſolche Feſtſtellung unterblieben, ſo iſt ſie auf Antrag in 
einem Ergänzungsbeſcheid nachzuholen. 
§ 34 
Tritt während des Hauptfeſtſtellungszeitraumes eine Rechtsnachfolge ein, ſo 
wirkt die Bekanntgabe des Feſtſtellungsbeſcheides an den Rechtsvorgänger auch gegen 
den Rechtsnachfolger. Auf Antrag ſind dem Rechtsnachfolger die Beſteuerungs— 
merkmale mitzuteilen. 
§ 35 | 
(1) Ein Feſtſtellungsbeſcheid richtet ſich gegen alle Perſonen, die an dem Bee 
trieb oder an dem Grundſtück beteiligt ſind. Auf dieſe Wirkung ijt in dem Feſt⸗ 
ſtellungsbeſcheid, der Rechtsmittelentſcheidung oder ſonſtigen Verfügung oder Mit— 
teilung hinzuweiſen. 
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(2) Wird ein Feſtſtellungsbeſcheid über einen Steuergegenſtand erlaſſen, bei 
dem nach dem Feſtſtellungszeitpunkt eine Rechtsnachfolge eingetreten iſt, ſo richtet ſich 
der Feſtſtellungsbeſcheid auch gegen den Rechtsnachfolger inſoweit, als nach § 34 die 
Feſtſtellung für den Rechtsnachfolger von Bedeutung iſt. Iſt die Rechtsnachfolge 
eingetreten, nachdem der Feſtſtellungsbeſcheid dem Rechtsvorgänger bekanntgegeben 
(zugeſtellt) worden iſt, ſo wirkt die Bekanntgabe (die Zuſtellung an den Rechtsvor⸗ 
gänger) auch gegen den Rechtsnachfolger. 


§ 36 

(1) Zur Einlegung von Rechtsmitteln gegen die Feſtſtellung des Steuerwertes 
ſind außer dem Vorſteher des Steueramtes, das die Feſtſtellung vorgenommen hat, 
ſämtliche Perſonen und Dienſtſtellen befugt, denen nach § 32 der Feſtſtellungsbeſcheid 
zuzuſtellen ijt oder gegen die der Feſtſtellungsbeſcheid ſich nach § 35 richtet. Sie find 
ſtets Beteiligte des Rechtsmittelverfahrens im Sinne des § 247 des Steuergrund— 
geſetzes. 

(2) Mehrere Rechtsmittel find zu verbinden und Mitberechtigte, die kein Rechts- 
mittel eingelegt haben, zu dem Rechtsmittelverfahren von Amts wegen als Be— 


: teiligte heranzuziehen. Auch die Entſcheidung im Rechtsmittelverfahren kann nur 


§ 231 A. O. 


$ 17 Rahmengeſ. 


$ 18 Rahmengeſ. 


einheitlich erfolgen. 
§ 37 > 5 

Einen Feſtſtellungsbeſcheid im Sinne des § 32 kann der Steuerpflichtige nur 
deshalb anfechten, weil er ſich durch die Höhe der Feſtſtellungen, die in dem Feſt— 
ſtellungszeitraum getroffen worden find, oder dadurch beſchwert fühlt, daß die Steuer- 
pflicht bejaht oder ein Steuergegenſtand zu Unrecht nach den Vorſchriften, die für 
landwirtſchaftliche, forſtwirtſchaftliche und gärtneriſche Betriebe gelten, oder zu Un— 
recht nach den für Grundſtücke geltenden Vorſchriften bewertet worden iſt. 


Vierter Abſchnitt 
Veranlagung und Erhebung 
Veranlagung 

§ 38 

(1) Die Feſtſetzung der Grundvermögenſteuer (Veranlagung) wird für das 
Rechnungsjahr vorgenommen (Veranlagungszeitraum). Die Veranlagung erfolgt in 
der Stadtgemeinde Danzig durch das Steueramt III, in den übrigen Städten durch 
den Magiſtrat, in den Landgemeinden durch den Gemeindevorſtand. 

(2) Der Veranlagung wird der Steuerwert desjenigen Hauptfeſtſtellungszeit⸗ 
raums (§ 25) zugrunde gelegt, in den der Veranlagungszeitraum fällt. Iſt auf den 
31. Dezember des Kalenderjahres, das dem Beginn des Veranlagungszeitraums 
vorangeht, eine Neu- oder Nachfeſtſtellung des Steuerwertes vorgenommen, ſo wird 
dieſer der Veranlagung zugrunde gelegt. 


§ 39 
Bei Eintritt eines Befreiungsgrundes wird die Grundvermögenſteuer bis zum 
Schluß des Rechnungsjahres erhoben, in dem die Steuerpflicht weggefallen iſt. 


Erhebung 
§ 40 

(1) Die Grundvermögenſteuer wird mit je einem Viertel ihres Betrages am 
15. Mai, 15. Auguſt, 15. November und 15. Februar fällig, durch Gemeindebeſchluß 
können andere Fälligkeitstermine feſtgeſetzt werden. 

(2) Über die Höhe der Grundvermögenſteuer iſt ein ſchriftlicher Steuerbeſcheid 
zu erteilen. Die Gemeindebehörde iſt befugt, die Steuerbeſcheide durch öffentliche Be— 
kanntmachung zu erſetzen. 

(3) Bis zur Zuſtellung eines Steuerbeſcheides oder der öffentlichen Bekannt— 
machung für ein neues Rechnungsjahr hat der Steuerſchuldner zu den in Abſ. 1 be- 
zeichneten Zeitpunkten Vorauszahlungen in Höhe von je einem Viertel der zuletzt 
feſtgeſetzten Jahresſteuerſchuld zu entrichten. 


(4) Soweit die jih auf Grund des neuen Steuerbeſcheides ergebenden Viertel- 
jahreszahlungen die Vorauszahlungen überſteigen, die bis zur Zuſtellung des neuen 
Steuerbeſcheides nach Abſ. 3 zu leiſten ſind, iſt der Unterſchiedsbetrag zuſammen mit 
der nächſten Vierteljahreszahlung zu entrichten, die nach Zuſtellung des Steuerbe— 
ſcheides fällig wird. Soweit die ſich auf Grund des neuen Steuerbeſcheides er— 
gebenden Vierteljahreszahlungen hinter den Vorauszahlungen zurückbleiben, die bis zur 
Zuſtellung des neuen Steuerbeſcheides nach Abſ. 3 tatſächlich geleiſtet worden ſind, iſt 
der Unterſchiedsbetrag auf die nächſte Vierteljahreszahlung anzurechnen, die nach Zus 
ſtellung des Steuerbeſcheides fällig wird; überſchießende Beträge werden erſtattet. 


Fünfter Abſchnitt 
Anwendung der Bewertungsvorſchriften auf andere De 
§ 41 

(1) Die auf Grund der SS 13 bis 38 ermittelten Steuerwerte find shit der 
Vermögenſteuerveranlagung für den Veranlagungsabſchnitt zugrunde zu legen, der 
ſich an die Hauptfeſtſtellungszeitpunkte unmittelbar anſchließt. 

(2) Die nächſte allgemeine Vermögenſteuerveranlagung erfolgt nach dem Ver— 
mögenſtande vom 31. Dezember 1931 für die Kalenderjahre 1932 bis 1934. So⸗ 
weit bereits eine Vermögenſteuerveranlagung für die Kalenderjahre 1932 und 1933 
vorgenommen ijt, wird dieſe gegenſtandslos. Die Pflicht zur Leiſtung von Voraus- 
zahlungen auf die Vermögenſteuer für 1932 gemäß § 27 Abſ. 3 des Vermögenſteuer⸗ 
geſetzes wird hierdurch nicht berührt. 
; § 42 
Das Vermögenſteuergeſetz in der z. Zt. geltenden Faſſung wird wie folgt 
geändert: : 

a) $ 10 Abſ. 1 erhält folgende Ziffer 4: 

„bei Inhabern landwirtſchaftlicher, forſtwirtſchaftlicher und gärtneriſcher Betriebe 

der Betrag der Betriebseinnahmen abzügl. Betriebsausgaben, die in der Zeit 

zwiſchen dem für Umfang und Bewertung der umlaufenden Betriebsmittel maß— 
gehenden Tage ($ 14 der Verordnung über die Erhebung einer Grundvermögen— 
ſteuer) und den durch jie (§ 24 a. a. O.) beſtimmten Hauptfeſtſtellungszeitpunkten 
entſtanden ſind.“ 

b) $ 14 Abſ 3 erhält folgenden Wortlaut: 

„Landwirtſchaftliche, forſtwirtſchaftliche und gärtneriſche Betriebe ſind mit dem 

Werte anzuſetzen, der als Steuerwert nach den Vorſchriften der Grundver— 

mögenſteuerverordnung feſtgeſtellt iſt.“ 

c) Hinter § 14 wird folgende Vorſchrift als § 14a eingeſchaltet: 
ys 14a 
Für die Vermögenſteuerveranlagung auf den 31. Dezember 1931 wird der 

Senat ermächtigt, hinſichtlich der Bewertung von Wertpapieren, die einen Kurs— 

wert haben, von der Regelung des § 151 Abſ. 1 des Steuergrundgeſetzes ab— 

weichende Vorſchriften zu erlaſſen, insbeſondere einen abweichenden Bewertungs- 
zuſchlag feſtzuſetzen.“ 
d) S 20 Abſ. 1 erhält folgenden Zuſatz: ; 

„Der Senat wird ermächtigt, eine anderweitige Regelung zu treffen.‘ 

§ 43 

Soweit nach dieſem Geſetz der gemeine Wert von Grundſtücken feſtgeſtellt wird, 
gilt dieſer auch als gemeiner Wert im Sinne der $$ 17 bis 18 des Einkommen— 
ſteuergeſetzes, des § 6 des Grundwechſelſteuergeſetzes und aller übrigen Steuergeſetze, 
die den gemeinen Wert als Grundlage für die Steuerfeſtſetzung vorſchreiben. 

Sechſter Abſchnitt 
Übergangs: und Schlußvorſchriften 
8 44 

(1) Dieſe Verordnung tritt mit ihrer en und folgender Maßgabe in 
Kraft: 

1. Als erſter Sauptfetitellungsseitpuntt nad) diger Verordnung wird der 31. Dezember 

1931 beſtimmt. 
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2. Die erite Grundvermögenſteuerveranlagung nach diejer Verordnung iſt für das 
Rechnungsjahr 1932 vorzunehmen, ſoweit der Senat nicht ausdrücklich eine ab⸗ 
weichende Regelung trifft. 

(2) Soweit die Vorſchriften dieſer Verordnung mit den Vorſchriften des Kreis⸗ und 
Provinzialabgabengeſetzes vom 23. 4. 1906, des Kommunalabgabengeſetzes vom 
14. 7. 1893 und des Grund- und Gebäudeſteuergeſetzes vom 21. 5. 1861 in den z. Zt. 
geltenden Faſſungen nicht in Einklang ſtehen, gelten die Vorſchriften dieſer Verordnung. 
Die Anpaſſung des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes und des Grund- und Ge⸗ 
bäudeſteuergeſetzes an die vorſtehende Verordnung erfolgt im Verordnungswege. 


Danzig, den 24. März 1932. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski-Keiſer Dr. Hoppenrath 


47 Verordnung 
zur Durchführung einer vereinfachten Veranlagung des Einkommens nichtbuchführender Landwirte für 
das Kalenderjahr 1931. 
Vom 24. 3. 1932. 
Gemäß § 5 Steuergrundgeſetzes und § 42 Ein kommenſteuergeſetzes wird folgendes beſtimmt: 


Artikel! 


Als Einnahmen nichtbuchführender Landwirte aus Land- und Forſtwirtſchaft im Sinne der 88 
22 und 23 des Einkommenſteuergeſetzes werden bei der Veranlagung für das Jahr 1931 75 v. H. der 
für das Jahr 1930 rechtskräftig veranlagten Einnahmen zu Grunde gelegt. Soweit ein Steuerpflich⸗ 
tiger einen landwirtſchaftlichen Betrieb erſt im Jahre 1931 übernommen hat, ſind die Einnahmen daraus 
für das Jahr 1931 auf Grund der für das Jahr 1930 geltenden Bewertungsmaßſtäbe unter Gewäh⸗ 
rung eines Abſchlags von 25 % ſchätzungsweiſe zu ermitteln. 
Artikel Il 


Als Ausgaben im Sinne des $ 13 des Einkommenſteuergeſetzes find von den nach den Beſtim⸗ 
mungen des Artikels I ermittelten Einnahmen die gleichen Beträge wie bei der endgültigen Veran⸗ 
lagung für 1930 in Abzug zu bringen, es ſei denn, daß der Steuerpflichtige den Nachweis erbringt, 
daß ihm im Jahre 1931 höhere Ausgaben erwachſen ſind. 


Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 24. März 1932. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski-Keiſer Dr. Hoppenrath 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und des Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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